Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 

Sachgebiet 111 


Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Wahlprüfungsangelegenheiten — 

über den Wahleinspruch des Anton Eich, Naßweiler 
über Völklingen gegen die Wahl der Herren Prof. 
Maihofer und Dr. Hoffmann in den 6. Deutschen Bun- 
destag 

— Az. 17/69 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Schoettle 


Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 

Bonn, den 29. Januar 1970 

Der Ausschuß für Wahlprüfung, 

Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Beschluß 


Tn der Wahlanfechtungssache — Az. 17/69 • — des 
Anton Eich, NalTweiler über Völklingen, 

gegen die Wahl dei Herren Prof. Maihofer und 
Dr. Hoffmann in den 6. Deutschen Bundestag 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Telegramm vom 24. Oktober 1969 hat der 
Einspruchsführer Einspruch gegen die Wahl der 
Herren Prof. Maihofer und Dr. Hoffmann in den 
6. Deutschen Bundestag eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Nichteinhaltung der Verfassung, Eidesleistung. 
Mit Schreiben vom 8. Dezember 1969 ist der Ein- 
spruchsführer gebeten worden, seinen Einspruch 
näher zu begründen. 

Mit Schreiben vom 12. Dezember 1969 hat der 
Einspruchsführer geantwortet und dem Ausschuß 
eine Reihe von Unterlagen übersandt, die bis in 
das Jahr 1964 zurückgehen und sich u. a. mit 
privatrechtlichen Auseinandersetzungen befas- 
sen. 

Die Herren, deren Wahl der Einspruchsführer 
beanstandet, sind nicht in den 6. Deutschen Bun- 
destag gewählt worden. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 


des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen, er ist auch zulässig, 
jedoch aus den nachfolgenden Gründen offensicht- 
lich unbegründet. 

Im Rahmen der Wahlprüfung kann auch die Gültig- 
keit der Wahl einzelner Mitglieder in den Deutschen 
Bundestag nachgeprüft werden. Die von dem Ein- 
spruchsführer genannten Herren sind nicht in den 
Deutschen Bundestag gewählt worden. Selbst wenn 
er die Kandidatur der genannten Herren beanstan- 
det haben würde, hat er dazu jedoch keine nach- 
prüfbaren Mängel bei der Aufstellung der Kandida- 
ten gerügt. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. 
März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage 
beigefügt ist, unter den dort genannten Vorausset- 
zungen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
erhoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

— — beim Bundesverfassungsgericht 

eingegangen sein. 
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